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Gegen die U e b e r f r e m d u n g s - I n i t i a t i v e  der N a tional en  Aktion

(Sprechdauer des gesamten Textes: ca. 40 Minuten; der seitlich 
an g est ri chenen Stellen allein: ca. 25 M i n u t e n  mit we iteren 
Straffung en  reduzie rb ar auf 20 Minuten. - Das Référât kann mit 
den no tigen sprac hl ichen A n p a s s u n g e n  auch sch weize rd eutsch 
gehalten werden, was sich. meist empfiehlt. Im übrigen ist es 
vor allem als A r b e i t s u n t e r l a g e  des Re fer e n t e n  gedacht. - Für 
mehr Détails siehe graue Broschüre "Eine masslo se Initiative".)

Untaugliche Initiative

Die unter der Bezeichnung «Volksinitiative gegen die Überfremdung und 
Übervôlkerung der Schweiz» eingereichte Verfassungsinitiative der N atio
nalen Aktion hat folgenden W ortlaut:

«D ie unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellc , 
hiermit, gestützt auf Artikel 121 der Bundesverfassung und gemass Bundesgesetz voi i 
23. Mârz 1962 über das Verfahren bei Volksbegehren auf Révision der Bundesverfa 
sung, folgendes Begehren:

Artikel I
Die Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874 wiri 
wie folgt ergànzt :

I.
Artikel 69<iUi*ter
a) Der Bund trifft Massnahmen gegen die Überfremdung und Übervôlkerung der 

Schweiz.
b) Die Zahl der jâhrlichen Neueinbürgerungen darf 4000 nicht übersteigen.
c) Der Bundesrat sorgt dafür, dass die Zahl der Auslânder in der Schweiz 50000C 

nicht übersteigt. Für die Kantone betrâgt der Anteil maximal 12 Prozent dei 
schweizerischen Wohnbevôlkerung; Ausnahme Kanton Genf: 25 Prozent.

d) Bei der Zahl der Auslânder unter le  nicht mitgezàhlt und von den Massnahmen 
gegen die Überfremdung und Übervôlkerung ausgenommen sind: 150000 Saison- 
arbeiter (welche sich nicht langer als zehn Monate und ohne Familie in der Schweiz 
aufhalten); 70000 Grenzgânger; das Spitalpersonal und die Angehôrigen diploma 
tischer und konsularischer Vertretungen.



II.
Artikel 69<iuatcr tritt sofort nach Annahme durch Volk und Stânde und dem Erwahrangs- 
beschluss der Bundesversamnjhmg in Kraft.

Der Abbau ist bis zum 1. Januar 1978 durchzuführen. Der Anteil der auslândischen 
Wohnbevôlkerung vermindert sich um die Zahl der Einbûrgerungen ab 1. Dezember 
1970.

D as Initiativkomitee verzichtet ausdrücklich auf die Rückzugsklausel. Verbindlich 
fûr den Text ist die deutsche Fassung.»

Einleitun,?

Ei dgeno ss ische A b s t i m m u n g  am 20. Oktober 1974. Bundesrat 
und Parlament empfehlen, die Initiative zu verwerfen.

Sie verlangt, dass innert drei Jahren über 500'000 hier 
wohnhafte Au s l a n d e r  abgebaut werden, aus serd em  70'000 
oder mehr Sa i s o n a r b e i t e r  und Grenzgânger. Im weit er en 
wlirde die Initiative die E i n b û r g e r u n g e n  vermindern.

Man rauss sich vorstellen, was die Initiative bedeutet. 
Innert drei Jahren müss te n im Mittel jeden Monat 15'000 
bis 16'000 Aus l a n d e r  über die Grenze gestellt werden.
Das ware eine brutale Massnahme, und der Schweiz selber 
gar nicht zutrâglich. Diesen Stan dpunk t nimmt auch Na- 
tionalrat James S c h w a r z e n b a c h  ein, der sich von der 
dritten U e b e r f r e m d u n g s i n i t i a t i v e  entschie de n distan ziert 
h a t , da er sie für den M it te lstand  und das Gewerbe als 
b es onders gefa hr lich und au sserdem s t a a t s p olitisc h be- 
lastend beurteilt.

An de r s e i t s  ist u n b e s t r i t t e n , dass man die Ausl a n d e r z a h l  
be gr enze n soll. Der Bundesrat hat schon vor mehr als 
zehn Jahren bsgonnen, die Einrei se n zu beschranken. Darauf 
i~t der grosse Ei nr e i s e s t r o m  ta tsa chlic h z u r ü c k g e g a n g e n . 
Spater hat er die Be sc hra n k u n g e n  verscharft. Der B u n d e s 
rat hat versprochen, der Bestand der e r w e rb st atigen Jah- 
resa u f e n t h a l t e r  und N i e d e r g e l a s s e n e n  werde s t a b i l i s i e r t .
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Das Versprechen hat er eingehalten - dieser Bestand ist 
heute kleiner als 1969, nâmlich 596*000 gegenüber da
mais 603'000. Weiter zugenoimaen hat aber der Bestand 
der nichterwerbstâtigen Auslander.

Uni den Gesamtbestand der Auslander zu stabilisieren, er' 
werbstâtige und nichterwerbstatige zusammen, hat der 
Bundesrat neuerdings die Vorschriften über die Einreise 
von erwerbstatigen Auslândern noch einmal verschârft.

Rückblick

Es ist nicht erst heute so, dass in der Schweiz viel 
Auslander leben. 1914 var der Auslanderanteil fast so 
gross wie heute. Ein ïeil jener Auslander ist wieder 
ausgereist, der grossere ïeil aber liât sich mit der 
scliweizericchen Bevülkerung vemi-scht. ïTach dera zwei- 
ten Weltkrieg kam es wieder zu einer grossen Eimian- 
derung. Die Schweiz hatte viel Beschaftigung zu bie- 
ten, wahrend in anderen landern Arbeitslosigkeit 
herrschte. Ausserdem ging in unserm Land der Anteil 
der Erwerbstatigen unter den Einheiinischen zurück, vor 
allem wegen der Zunahme der alteren Jahrgange. Da füll- 
ten die Auslander eine Lücke aus.

lange Zeit nahm nian allgemein an, die Beschaftigung 
von Auslândern werde in diesem Ausmass nicht anhalten. 
Die honjunktur werde nicht andauern, und wenn ein Rück- 
gang eintrete, würden viele Auslander wieder ausreisen. 
Das var die sogenannte Puffer-Theorie: danach bildeten 
die Auslander eine Art Arbeitskraftpuffer. Aber die An- 
nahrne bestatigte sich nicht. In der ganzen Welt stieg 
sogar die Nachfrage nach Waren und leistungen. In der 
Schweiz blieb die Vollbeschaftigung - zura G-lück - er- 
halten.



-  3 -

Dieser Umstand hatte auch Folgen fur die Auslànderpo- 
litik. Man konnte nicht mehr damit rechnen, dass wegen 
einem Rückgang der Beschàftigung viele Auslander wieder 
ausreisen uürden. Im G-egenteil wurde es notig, die Ein- 
reisen zu beschrànken. Die ersten staatlichen Beschran- 
kungen wirkten sich nicht sofort aus, und schlugen noch 
nicht voll durch, aber der Anfang war gemacht.

Auf der andern Seite konnten Auslander bei làngerera 
Aufenthalt nicht mehr so behandelt werden, wie v/enn sie 
nur ganz provisorisch hier anwesend uaren. Das rnochte 
sich ein Schweizer ira Ausland auch nicht bieten lassen. 
Man rausste ihnen mehr und mehr den Familiennachzug be- 
willigen. lia ch G-esetz und Staatsvertragen erhielten 
auch iramer mehr Auslander die unbefristete Niederlas- 
sungsbewilligung. Auch rausste man die Bewilligung fur 
mehrjahrige Saisonarbeiter, die jeweils den grossten 
Teil des Jahres bei uns arbeiten, in Jahresbewilligungen 
u-'wandeln.

Damit haben wir die beiden Ziele der Bundesmassnahnen 
genannt: ersténo, die zahlenmàssige Begrenzung der 
Auslander, zveitens, die Eingliederung in die schwei- 
zerischen Verhaltnisse, soweit die Auslander langer 
hier bleiben. Die Initiative verfolgt ein ganz andereo 
Ziel; sie will einen abrupt en gev/altsamen Eingriff.

Auslanderkate.-';orien; ür~i;erliË,:.rup;)on

Ein paar Zaiilen (zur Information des Referenten; nicht 
unbedingt in Référât aufnelimen) :

Auslandische Wohnbe- Total davon erwerbstlitig
volkerung (Ende 1973)
- Uiedergelassene 575'000 287'000 (50 >6)
- Aufenthalter 478' 000 308'000 (64 y&)

595'000 (57 /o)
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Saisonniers
(Hochststand August 1973) 194'000 194*000 (100 %) 

Grenzgânger
(ïïnde 1973) 98'000 98*000 (100 %)

(Die Nationale Aktion bringt oft diese Zahlen durchein- 
ander. Dann ist eine Klarstellung angebracht).

Man spricht viel von Auslandern schlechthin. Aber es gibt 
wichtige ïïnterschiede. Beginnen wir mit dem G-renzganger.
Er wohnt im Ausland und kommt nur tagsuber zur Arbeit 
über die G-renze. Der Saisonarbeiter lebt zwar in der 
Schweiz, aber nicht das ganze Jahr; er darf die Familie 
nicht nachziehen. Der Jahresaufenthalter erha.lt die Be- 
willigung für das ganze Jahr; nach einer gewissen Prist 
kann er den Kanton und die Stelle wechseln und die Pa- 
milie nachziehen. Nach einer bestimmten Prist, die z.B. 
für Italiener 10 Jahre betragt, erhalt der Aufenthalter 
die Niederlassungsbewilligung. Sie ist unbefristet. Die 
Jahresaufenthalter und Niedergelassenen rechnet man zur 
Wohnbevolkerung, nicht aber die Saisonniers, was man 
bei Zahlenvergleichen beachten sollte.

¥o arbeiten die erwerbstatigen Auslànder? Gut ein Drit- 
tel in der Industrie, gut ein Viertel im Baugewerbe, et- 
wa ein Neuntel im G-astgewerbe, mehr als ein Viertel in 
anderen ürwerbszweigen, z.B. ira G-esundheitswesen.

ïïeberfrerndung

Von der heutigen auslèindischen Wolinbevolkerung sind gut 
die HLilite Niedergelassene, etwas weniger als die Kalfte 
Jahresaufenthalter. Zusammen machen sie etwa ein Sechstel 
der Gesamtbevolkerung aus. Die Nationale Aktion tut, als 
ob diese Auslànder total andere Wesen als wir Schweizer 
waren. S'icher bestehen Unterschiede, aber letzten Pndes 
sind es Henschen, die nicht viel anders leben mochten 
als wir auch. Sehen wir uns immerhin die ïïnterschiede an.
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Ein grosser Teil der Auslander - aber lângst nicht 
aile - kommen aus andern gesellschaftlichen Verha.lt- 
nissen und besitzen ein geringeres Bildungsniveau als 
der durchschnittliche Schweizer. Das heisst aber nicht, 
sie seien von Natur aus dümmer! Die Unterschiede ge- 
hen viel weniger als rnan neint auf natürliche Anlagen 
und viel mehr auf die frühere Umgebung und den Bil- 
dungsstand zurück.

Geburten, Kinder

Aber, heisst es etwa, die Auslander sind auch darin an- 
ders, dass sie viele Kinder produsieren. Daran ist rich- 
tig, dass momentan die Geburtenzahl der Auslander gros
ser ist als ihr Anteil an der Bevolkerung. Doch findet 
dies seinen Grund darin, dass die Auslander im Kit tel 
etliches jlinger sind als die Schweizer. Es kamen begreif 
liclierweise vor allem junge Leute au uns, und dass es 
die jungen leute sind, die Kinder auf die Voit stellen, 
ist nicht s Neu.es. Auf verheiratete Auslander innen trifft 
es etwa gleich viel G-eburten wie auf verheiratete Schwei 
zerinnon gleichen Alters. Da besteht kaura. ein Unter- 
schied. Der Unterschied in der Geburtenzahl rührt einzig 
vora unterschiedlichen Alt orsaufbau her. Und hier macht 
sich allmahlich die Korrektur, indem mit jeden Jahr die 
hier anwesenden Auslanderinnen weniger Geburten ver- 
zeiclmen werden. Der Itückgang der Auslandergeburten hat 
demi auch bereits eingesetzt (von 29'900 in Jahr 1969 
auf 27'ICO in Jahr 1975).

Es ist voraussehbar, dass mit der Aenderung der Alters- 
struktur die Auslander eines ïages überhaupt keinen Ge- 
burtenüberschuss mehr aufweisen. Aber was geschieht 
mit den hier geborenen Auslanderkindern? Soweit sie 
nicht mit den Eltern in die alte Heimat zurücMcehren, 
nehmen sie rasch unsere Sprache und unsere Gewohnheiten 
an. Sie assimilieren sich sozusagen vollstandig. Von 
den Auslanderkindern droht uns keine Ueberfrendung.
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Ueberfremdunp: hat andere Ursachen

Und von den Erwachsenen? Die auslândischen Arbeitskraf- 
te, meist aus einfachen Verhaltnissen stammend, sind zu 
allerletzt imstande, die schweizerischen Brâuche und G-e- 
wohnheiten zu verandern. Es bleibt ihnen ira G-egenteil 
nichts anderes übrig, als sich mehr oder weniger anzu- 
passen. 8ie wissen auch, dass die Schweizer ein anderes 
Verhalten gar nicht akzeptieren würden. Unser Schweizer- 
tuin leidet nicht unter auslandischen Arbeitskrâften, die 
ja keinerlei massgebende Positionen einnehmen. Was wir 
vora Ausland übernehmen, das gelangt zu uns durch das 
Fernsehen, durch Zeitungen und Zeitschriften und mittels 
Auslandreisen. Weder die englischen Modeworter noch die 
internationalen Kleidermoden oder weitere Sitten und Un- 
sitten haben wir von unseren auslandischen Arbeitskraf- 
ten übernommen. Wir hatten sie auch übernommen, wenn kein 
einziger Auslander in der Schweiz lebte. Wollte nan schon 
von einer Überfremdung sprechen, so ginge sie auf unser 
eigenes Konto.

Umweltschutz

Aehnliches ist von der Umweltbelastung zu sagen. Das 
Auto, die Oelheizung und andere moderne Produkte haben 
uns nicht die auslandischen Arbeitskrafte mitgebracht.
Wir selber wollten diese Heuerungen, und wir benützen 
sie mehr als die hier lebenden Auslander. Der Umwelt
schutz ist überhaupt kein besonderes Auslanderproblem, 
sondern in allererster linie unser eigenes. Nur mit 
Hilfe des technischen Portschrittes, der es verursach- 
te, künnen wir es auch wieder losen. Massnahmen sind 
getroffen und werden ausgebaut; man denke an das neue 
G-ewàsserschutzgesetz oder an den Entwurf zu einem um- 
fassenden Umweltschutzgesetz. Wir würden diese Massnah
men auch brauchen, wenn samtliche Auslander aus unse- 
rem Land auswanderten.
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Doktrin der Nationalen Aktion

Es ist schwierig, mit den Vertretern der Nationalen Ak- 
tion über diese und andere Pragen zu diskutieren, denn 
sie gehen von einer sehr eigenartigen Doktrin aus. Pas- 
sen wir sie kurz zusammen:

Die Nationale Aktion nimmt an, dass die Henschheit m- 
folge Uebervolkerung ara Verhungern sei, dass es welt- 
weit zu Katastrophen und Kriegen komme, und dass uns 
Schweizern in dieser Situation kein anderer Weg offen- 
stehe, als uns zur raoglichst totalen Bigenversorgung 
mit Nahrungsmitteln zu entscheiden. Es sei auch gegen 
die Zerstorung der natürlichen lebensgrundlagen anzu- 
kampfen. Dies ailes sei jedoch nur mit einer stark redu- 
zierten Bevolkerung machbar. In dieser Doktrin âussert 
sich gleichzeitig ein regelrechter Hass auf das moderne 
Wirtschaften, auf die Industrie und das Bauwesen. Der 
Traum der Nationalen Aktion ware ein stilles landlein 
mit wenig Leuten, olme viel Verkelir und Betrieb, eine 
"G-ute alte Zeit" , zu deren Propagierung sie in Panik 
über die heutigen Zustlinde maciit.

Traum von der Absonderuiy?; der Schv/eiz

Was ist zu dieser Doktrin zu sagen? Die Uebervolkerung 
ist in vielen Liindern ein Problem. Doch nicht bei uns,
\ iie v;ir noch dartun werden. Im übrigen, wenn die Theo- 
rie der grossen internationalen Katastrophe und des 
Kampfes aller gegen aile stimmen v/ürde, glaubt jemand 
im Ernste, da.ss ausgerechnet die Sclrweiz sich fein 
sauberlich davon fernhalten konnte, in ungestorter 
Selbstgenügsamkeit? Das ist vollig undenkbar. Wir imrden 
mit in den Strudel gezogen. Eine Losung der Weltproble- 
me ist notig, aber sie ist nur 8.uf Weltebene zu reali- 
sieren. ¥ir konnen nicht für uns allein V/eltprobleme 
losen.
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Der Nationalen Aktion schwebt die moglichst voile Eigen- 
versorgung mit Nahrungsmitteln vor. Wir würden die Im
porte zurn grossten Teil stoppen, und der Export würde 
auf ein Minimum hinabgesetzt. Das nennt man Âutarkie, 
das heisst, wirtschaftliche Abschnürung vom Ausland.
Wir würden ganz oder weitgehend aufhoren, Metalle, Koh- 
le, Erdol, Baumwolle, Speiseol, Getreide oder Kaffee 
einzuführen, schon weil wir mangels genügend Export das 
G-eld gar nicht hatten, uni die Einfuliren zu bezahlen.
Wir würden eine bettelarme Nation, wenn wir hauptsach- 
lich aus dem eigenen Boden leben sollten. Nur aus dem 
eigenen Boden zu leben, war der Schweiz schon vor hun- 
dert Jahren und schon vor meîireren Jahrhunderten nicht 
moglich, aie sie eine viel kleinere Bevolkerung hatte.
Es ist ein gewaltiger Trugschluss, man brauche nur die 
Bevolkerung zu reauzieren, uni sodann in grosster Zufrie- 
denheit selbstgenügsam leben zu konnen.

Uebrigens würde der Auslanderabbau der Initiative nicht 
genügen, un das Ziel der Initiant en zu erreichen. ï-lan 
müsste auch die Zahl der Scliweizerbürger bis auf 
die Halfte herabsetzen. V7ie das zu machen ware, wissen 
auch die Initianten nicht genau. Vor allem aber gabe 
es aus dem Traum von der "G-uten alten Zeit" ein boses 
Srws.chen. In Wirklichkeit sind die wenigsten Kitbürger 
bereit, aux' die modernen Errungenschaften und auf den 
bisher erreichten Ivohlstand zu verzichten (bildlich ge- 
sprochen: mit ein paar &eschwe3.lten und einen otrohsack 
voriieb zu nehmen). Es ist leicht, vom einfachen Leben 
zu schwarrn.en - Solange iaan nicht Ernst damit machen 
mus s.

Bevolkerung / Uebervolkerung?

Noch ein Wort zur Bevolkerung und Uebervolkerung. Die 
Nationale Aktion erweckt absichtlich den Eindruck, als 
ob in der Schweiz mit einer gewaltigen Bevolkerungszu-
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nahme su reclinen sei. Dabei g o  lit e aucîi sie wissen, dass 
nach der hochsten Prognose aus den letzten Jahren die 
Bevolkerung bis 1990 kaum un einen Zehntel sunehmen wür- 
de. ITach neuen Berechnungen, die sich auf die neuen Ent- 
wicklungen stützen, betragt die Zunahme bis 1990 unter 
Urastanden nur knapp 1 Prosent; praktisch gesprochen rech 
net man mit einera Stillstand.

Ira übrigen ist die heutige Bevolkerungsdichte der Schwei
- Einwohner pro krn2 - denn doch eindeutig geringer als 
s.B. in Deutschland oder England. Bci sveckmassiger Pla- 
nung ist die heutige Bevolkerungsdichte ertraglich. In 
der "Guten ait en Zeit" lebte man trots kleinerer Bevol
kerung viel enger und ungesünder; viel schlechter. Und 
uiederun sind es nieht die auslandis chen Arboitskrafte, 
die besonders viel R a m  beanspruchon, ira Gegenteil, der 
Raurabedarf pro Schvreiserbürger ist gros a or (Stras s en, 
Wohnungen, Perienorte).

Inf ras t ruktur

ïïbenso ist es eine Fabel, dass die Auslander imserc In- 
frastruktur tlbernassig belasten. G-eviss, dio Auslander 
brauchen Ârbeitsplatse. Aber ihre Arbeit finansiert don 
Arboitsplats wie jenen eines Schveisers. Die Auslander, 
Aufenthalter und ITiedergelassene, sind su 57 '/« erwèrbs- 
tlitig, Saisonniers und Grensganger su 100 die Sclnroi- 
serbürger jedoch su weniger als 45 >». Die Auslander 
leisten sorait insgesarat einen hohen Produktionsbeitrag, 
wlihrend sio ailes in allem weniger Infrastruktur bean- 
spruchen als Schweiser:

nach uie vor wohnen sie in Mittel einfacher und belegen 
sum 2eil V/oimungen, für die sich Schweiser nicht inte- 
ressieren; der hohe Y/ohnungsbau - nur mit vielen aus- 
landischen Arbeitern raoglich! - liât seine Ursache in 
der grossen v/ohnungsnachxrage der Schweizer;
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auf den Erwachsenen, die eingereist sind, erspart sich die 
Schweiz die Bildungskosten;

hinsichtlich Motorisierung, Perienwohnungen und âhnlichem 
stehen die auslândischen Arbeitskrâfte noch hinter den Schwei 
zern zurück;
in Spita'lpflege begeben sich Auslander mindestens nicht mehr 
als Schweizer (auf die Ausnahme der Prauenspitâler kommen 
wir zurück), und in Pflege- und Alterslieimen findet man sehr 
wenig Auslander, aber ohne auslandisches Personal kcinnten 
viele Spitaler den Betrieb nicht mehr aufrechterhalten (Pfle- 
gepersonal teils bis zu 2/5 Auslander).
die teuersten Bildungseinrichtungen - Mittel- und Hochschulen 
Spezialschulen - werden in viel hoherem Gra.de von Schweizern
besucht.

In bestimmten Ortschaften, aber nicht allgemein, hat es ver- 
haltnismàssig viele Auslanderkinder unter den Prinarschülern. 
Und in den Prauenspitalern fallen die Auslandergeburten ins 
Gewicht. Das sind die beiden einzigen Pa,ktoren mit einer an- 
sehnlichen Bêlastung duch die Auslander. ¥egen der Abnahme 
der Geburtenzahl sind sie aber vorübergehender ITatur. Zudeni 
werden sie mehr als kompensiert durch die geringero Bêlastung 
auf andern Gebieten.

Abbaurechnung

Die Grande, die fur die Initiative vorgebracht werden, sind 
nicht sticlihaltig. Aber gegen die Initiative sprechen voll- 
ends ihre Folgen. Die Initiative verlangt den Abbau der aus- 
landischen Wohnbevblkerung auf 5001000 Personen. Effektiv 
ware der zuliissige Bestand weniger als 500'000, weil die 
Einbürgerungen ab Ende 1970 abgerechnet würden. Wohl werden 
das Spitalpersonal und die internationalen Funktionare vom 
Abbau ausgenommen. Trotzdera müssten auf Grund der Initiati
ve rund 560*000 Jahresaufenthalter und Niedergelassene ab- 
gebaut werden, und etwa 70'000 bis 80‘000 Saisonarbeiter und
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Grenzgânger (d.h. Saisonniers bis auf Maximalbestand von 
150*000 und G-renzgânger von 70'000). Der Abbau würde in der 
grossen Mehrheit Arbeitskrâfte treffen, etwa 400'000, und 
nur zum kleineren Teil Familienangehorige.

Die Initiative bestimmt auch, der Auslanderartikel dürfe 
in keinem Kanton mehr als 12 c/o der Schweizerbürger betra- 
gen (Ausnahme: G-enf 25 °/o). Das heisst aber nicht, dass die 
Kantone mit einem niedrigeren Auslanderanteil vom Abba.u 
ausgenommen wâren. Damit 560 '000 Personen abgebaut werden 
konnten, müssten namlich ausnahmslos aile Kantone daran 
glauben. So hâtte jeder Kanton damit zu rechnen, dass ihm 
mindestens zwei Drittel seiner auslàndischen Jahresauf- 
enthalter entsogen würden.

YJortbruch ^effenuber üieder^elassenen

Von den Jahresaufenthaltern konnte man nicht restlos aile 
heimschicken (was übrigens immer noch nicht ausreichen 
würde). Die Ausweisung wâre also auch auf Personen mit un- 
befristeter ITiederlassungsbewilligung aussudehnen. Die 
Schweiz müsste die Niederlassungsvertrage mit andern Lan- 
dern kündigen, mit allen üblen i’olgen für die Schweizer 
im Ausland, die namlich ihrerseits den staatsvertraglichen 
S chut z verlieren wiirden. Im weitern würde die Schweiz 
wortbrüchig gegenüber allen, denen sie die ITiederlassungs- 
bewilligung als formelles Recht zum unbeschrankten Aufent- 
halt schon erteilt hat. iSine wortbrüchige Schweiz passt 
schlecht zu den nationalen îugenden, auf welche die Natio
nale Aktion grossen V/ert legt.

Ausweisunr:: VorwLhide der Initiant en

Preiwillig ausreisen würde der kleinste Teil der Auslânder. 
Man brauchte also einen gewaltigen Apparat, un zu bestimnen, 
welche 15'000 bis 16'000 pro Monat die Schweiz zu verlassen
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hatten, wieviele aus welchen Landesteilen, Branchen und Be- 
trieben, und um die Ausveisung sicherzustellen. Ailes innert 
drei Jahren!

Der Prâsident der Nationalen Aktion erklarte dazu, er bestehe 
nicht auf der Dreijahresfrist. Das hatte er sich früher 
überlegen niüssen. Denn diese Prist ist in der Initiative 
verbindlich vorgeschrieben, in der Initiative, wie sie dem 
Bürger zum Entscheia vorliegt, und an der nichts mehr geàn- 
dert werden kann.

Noch tôlier ist die Ansicht des Priisidenten der Nationalen 
Aktion, wenn die Durchführung der Initiative Schwierigkeiten 
bereite, müssten die Behorden hait Notrecht anwenden. Not
re ch t wendet man nur im Extremfall an, in einem ausgespro- 
chenen Notstand. Will der Président der Nationalen Aktion 
gesagt haben, die Initiative schaffe einen ausgcsprochenen 
Notstand? Jedenfalls stellt seine Aeusserung das Bekenntnis 
dar, dass dio Initiative der Schweiz die grossten Schwie- 
rigkeiton bereiten inirde.

Behinderung der ülin^liederung und As simili erunp;

Das Begehren der Initianten verhindert auch eine vernünftige 
Eingliederung und alD.fallige Assimilierung der langer oder 
dauernd hier bleibenden Auslander. Die Initianten behaupten 
allerdings, die Auslander bildoten ohnehin einen grossen, 
ni clit as s ir-îili erbar en Block. Die tagliche Erfahrung beweist 
das G-egenteilo Je langer ein Auslander hier lebt, umso vreniger 
faD.lt er auf, umso mehr nimmt er unsere G-evohnheiten an, 
und empfindet keinerlei Lust, sich von der schveiserischen 
Umwelt abzusondern. Die Abbau- und Begrenzungsvors chrift en 
der Initiative mirden erfordern, dass die Auslander noglichst 
in einem Provisorium gehalten würdcn. Bis auf weiteres wa- 
ren keine neuen Niederlassungsbewilligungen mehr zu erteilen, 
vjeil sie den Abbau ers chu er en würden. ¥ir würden lange an- 
wesende Auslander diskriminieren, statt sie in unsere Ver- 
haltnisse richtig einzugliedern.
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Einbürgerungen

Dazu gehort auch das Initiativbegehren, die jahrlichen Neu- 
einbürgerungen seien auf maximal 400Û zu begrenzen. Die Ein- 
bürgerungen zerfallen in die ordentlichen Einbürgerungen, 
in die Wiedereinbürgerungen (vor allem gebürtige Schweize- 
rinnen) und die erleichterten Einbürgerungen (vor allem 
Kinder gebürtiger Schweizerinnen). Ob die Initiative mit 
den "N'eueinbürgerungen" nur die ordentlichen Einbürgerungen 
meine, ist eine offene Frage. Die gesaraten Einbürgerungen 
machten in der letzten Zeit um 7'500 im Jahr aus, die or
dentlichen Einbürgerungen allein gegen 6000, wovon nicht 
eimal ein Drittel auf Italiener entfiel. Eingebürgert wurden 
u.a. auch zahlreiche ungarische Flüchtlinge.

Die Einbürgerungszahl ist bescheiden; verglichen mit der 
Sevolkerung schweizerischer ITationalitat ist sie viel gerin- 
ger als vor 50 und 60 Jahren. Die Einbürgerungen noch zu 
reduzieren, auf 4000 im Jahr, ware widersinnig. Das würde 
nicht zuletst bedeuten, dass Tausende von assimilierten jun- 
gen Auslândern, die hier aufgewachsen sind, nicht eingebür
gert werden dürften; sie würden künstlich zu "Fremden" ab- 
gestempelt und in die Absonderung getrieben.

Wirtschaft exnandiert nicht

Die ITationale Aktion nennt als Wirkung ihres Begehrens ei
ne "Gesundschrumpfung". ¥ie gesund die Schrumpfung wirtschaft- 
lich und sozial ware, werden wir gleich sehen. Zuerst aber 
ist der Behauptung der Initianten entgegenzutreten, die 
schweizerische Wirtschaft befinde sich heute noch in einer 
Expansion. Da.s Gegenteil ist richtig. Die Beschaftigtenzahl 
stagniert und nimmt sogar etwas ab. ¥as im besondern die In
dustrie betrifft, ist ihre Beschaftigtenzahl von 1966 auf 
1973 um 8 -/o zurückgegangen. Von Expansion oder Breitenwachs- 
tum ist keine Rede mehr.
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Kein Ersatz fur Au.sland.er

Aber nach wie vor ist bekanntlich der Arbeitsmarkt ausgetrock- 
net, und langfristig geht die Erwerbsquote der Schweizerbür- 
ger weiter zurück. Ein Abbau von 400*000 Arbeitskraften ge- 
nass Initiative würde eine gewaltige Lücke reissen. Ersatz 
ist nicht vorhanden, und die Aufforderung, der Schweizer 
solle auf den freien Samstag verzichten, wâre kaum sehr er- 
folgreich.

Wirtschaft fur aile

Eine Minderung der Produktion im Ausmass von 400*000 Beschâf- 
tigten mindert das gesamte Volkseinkommen; da gibt es nichts 
daran zu rütteln. Dies ist nicht nur eine Sache der Unter- 
nehmer. In der Nachkriegszeit hat sich die Kaufkraft der 
Lohne mehr als verdoppelt (die reale Kaufkraft nach Abzug 
der G-eldentwertung). Der Konjunkturaufschwung kam allen zu- 
gute. Der gefahrliche Aderlass durch die Initiative v;ürde 
seinerseits aile treffen.

Mehr Inflation?

Eine der unsinnigen Behauptungen der Initianten lautet, mit 
ihrem Begehren kampften sie gegen die Inflation. Was pas- 
siert denn, wenn 400'000 Arbeitskrafte weniger verfügbar 
sind? Die Verknappung führt zu einem Lohnauftrieb, wie noch 
nie, und damit zu einem viel rascheren Drehen der Lohn/Preis- 
spirale. Die Initiative wirkt eindeutig inflationar. Die 
Production geht zurück, aber lang nicht entsprechend die 
ITachfrage. Angebot und Iîachfrage werden noch mehr auseinan- 
dergezerrt, was unweigerlich die Inflation anheizt.

Ilehr Steuern und Abgaben?

Nicht nur am privaten Verbrauch würde sich wenig andern, 
sondern auch an den offentlichen Aufgaben. Viel einsparen
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liesse sich durch den Auslanderabbau nicht. Nun zahlen aber 
die Auslander Steuern und Abgaben wie Schweizer (in den 
meisten Kantonen Quellensteuer für Saisonniers und Jahres- 
aufenthalter). 40Û'0ÛC Steuerzahler weniger, das würde auf 
die Mehrbelastung der übrigen Steuerzahler hinauslaufen.
Erst recht ware die AtTV betroffen: die Auslander zahlen vor 
allera Beitrâge und beziehen, weil sie meist in jüngeren Jah- 
ren stehen, wenig Renten. Der Ausfail von Beitragzahlern 
würde entweder die Kürzung der Renten oder die Erhohung der 
Beitrâge bedingen. Auch der Frasident der ITationalen Aktion 
rechnet, wie er offentlich sagte, mit einer saftigen Erhohung 
der AHV-Beitrage, wenn die Initiative angenommen würde.

Dienstleistungen, Versor/^ung der Allgemehheit

Viele Arbeit, die der Schweizer nicht mexir so schatzt, v,Tird 
von Auslandern verrichtet. Wer würde diese Arbeiten nach dem 
Abbau übernelinen? Vielleicht die Schweizer, die wegen dem Aus- 
landerabbau ebenfalls ihre Stelle verlieren würden ... Man 
kann diese Arbeit nicht einfach ausrationalisieren, schon gar 
nicht in den Dienstleistungen (Transporte, Gastgewerbe, 
Coiffeur, Vascherei usw.). Es ist heute schwierig, genug 
Dienstleistungen au erhalten. Dank Beschâftigung von Auslan
dern ist es noch einigermassen gelungen.

Der Bundesrat erwahnt in seinem Bericht zur Initiative, dass 
sie auch die Versorgung mit ITahrungsmitteln treffe. Denn Be- 
triebe wie Ketzgereien, Backereien, Kiisereien, Holkereien, 
G-emüsegartner, Konservenfabriken seien auf auslandische Ar- 
beitskrâfte angewiesen. V/eil Schweizer kaum mehr zu finden 
seien. Jedermann würde den massiven Abba.u am eigenen Leib 
verspüren.

Schaden der Betriebe = Schaden der Arbeitnehmer

Die Wortführer der Initianten geben sich ziemlich gleichmü- 
tig hinsichtlich der Schwierigkeiten, die den Betrieben er-
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wachsen würden. W,as in den Betrieben geschieht, interessiert 
sie wenig. Doch ist es eben so, dass das Schweizervolk aus 
der Arbeit in den Betrieben lebt. Ihr Schicksal kann ihm 
nicht gleichgültig sein. Leere Arbeitsplâtze, wie sie der 
Abbau gemass Initiative verursacht, bedeuten Kapitalver- 
luste, schlechtere Ertrâge und damit eine schwachere Stel- 
lung in der Konkurrenz. Die Polgen des schlechteren Geschèifts 
ganges treffen auch die Arbeitnehmer.

Wenn eine grossere Zahl Beschaftigte ausfallen, so kann ein 
Betrieb nicht mehr auf die gleiche Art produzieren. Er kann 
z.B. nicht überall einen Teil des Personals einsparen, son- 
dern mus s namhafte Produktionsumstellungen vornehmen, etwa 
die eine Betriebsabteilung scliliessen. Manche Betriebe 
müssten überhaupt schliessen. Von teilweisen oder volligen 
Schliessungen werden auch schweizerische Arbeitnehmer erfasst 
In bestimmten Gebieten und Branchen gabe es Arbeitslosigkeit
- Arbeitslosigkeit als Folge der Initiative. Und die Krise 
beispielsweise in einer Fabrik würde sich auf ihre Lieferan- 
ten und auf Handel und Gewerbe in der Région übertragen.

Yfo es am hartesten trifft

Ein massgebender Initiant (ïï.R. Bachofner) sagte zu den Fol- 
gen der Initiative: "Das einzige, was den schv/eizerischen 
Arbeitnehnern passieren kann, ist, dass sie ihre Arbeit 
wechseln nüssen". In einem gewissen Sinne mag er mit seinem 
zynischen Spruch recht haben, aber in einem ioinne, der dem 
3chi;dzer nicht passt. Das heisst namlich: wenn im Toggenburg, 
im Glarnerland oder im Preiburgischen Leute stellenlos wer
den, so konnen sie ja in die gros s en stlidtischen Zentren 
ziehen. Dort werden sie schon Arbeit finden - fragt sich 
nur, welche. Und immerhin fragt sich auch, was der Schweizer 
zu Umsiedlungen und Umstellungen im grossen Massstab meint, 
besonders wenn auch altéré Arbeitnehmer betroffen wâren.
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In der îat, die Initiative verknappt die Arbeitskraft. Da- 
rauf würden die Betriebe, die es sich leisten konnen, ver- 
suclien, die benotigten Arbeitskrafte zu sich zu ziehen. Man 
konnte iimen daraus nicht einmal einen Vorwurf machen. Benach- 
teiligt waren aber die wirtschaftlich weniger starken Betrie
be und Segionen. Sie würden erst rccht geschwacht. Die Ini
tiant en sind erklarte Gegener der Verstâdterung, der Zusan- 
nenbal3.ung der Bevolkerung. Aber just ihr Begehren würde 
diese Erscheinungen begünstigen. ¥as sich heute an Betriebs- 
schliessungen und Umstellungen in der Wirtschaft ereignet, 
ist ein ICinderspiel in Vergleich zu den Eolgen der Initia
tive. Ani hartesten ware die Initiative für das Gewerbe, den 
Prendenverkehr, die kleine und nittlere Industrie, und für 
die wirtschaftlich weniger stark entwickelten Regionen.

Dirigisnus aïs Ausweg?

Auch das wollen die Initianten nicht wahrhaben. Sie nehrnen 
Zuflucht zu einen Kunstgriff. Ër besteht darin, eine staat- 
liche IContingentierung und Zwangszuteilung aller Arbeits
krafte, Schweizer wie Auslander, zu postulieren. Der Staat 
soll die einen Betriebe rigoros von Arbeitskrâften ent- 
blossen - so nach den ¥orten eines Initianten. Andern Be~ 
trieben würde er Arbeitskrafte zuteilen. Der Staat würde al- 
so bestinnen, wieviele Leute wo zu arbeiten hatten, welche • 
Branchen ein Existenzrecht hatten und welche nicht. Ein sol- 
cher Dirigisnus ist klar abzulehnen. Die Initiative enthalt 
übrigens keine Kompetenz zu solchen Eingriffen, und das 
Schweizervolk würde einor solchen Eompetenz nie seine Zu- 
stiranung geben. Aber der Vorschlag sagt etwas über die Sin- 
stellung führender Initianten und über den Geist der Ini
tiative aus.

I

Die Rezepte der Initianten - ïfotrecht, Unverteilung von 
schweizerischen Arbeitnehnern, Dirigisnus - beweisen vor 
allem, dass die Initiative, so wie sie verbindlich lautet,
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die allerschwersten Konsequenzen hatte. Sonst waren nâmlich 
die zusatzlichen Eingriffe und Kunstgriffe, mit denen die 
Initianten operieren wollen, überhaupt nicht notig. Die Ini- 
tianten widerlegen sich selber.

Schluss

Die Initiative der Nationalen Âktion verdient nichts anderes 
als eine eindeutige Ablehnung. Sie ware, wie der Prâsident der 
Hationalen Aktion selber sagte, eine "Amputation". In aller 
Regel sind Amputationen mit schweren Gefahren und Schaden ver- 
bunden. Die Initiative ist ein brutaler Eingriff, ist wirt- 
schaftlich schadlich und ist unsozial. Kan lasse sich nicht 
durch eine emotionelle Propagande für die Initiative einneh- 
men, sondern bewahre ruhig Blut. Es gibt bessere Ilassnahmen.

Diese besseren Massnalmien sind nicht in einen Gegenvorschlag 
des Parlamentes zur Initiative enthalten. Es hatte sich nicht 
gerechtfertigt, zu einer derart masslosen Initiative einen Ge- 
genvorschlag zu prasentieren. Abgesehen davon wurde die Ini
tiative ohne Rückzugsklausel eingereicht, was besagte, dass 
die Initianten ohnehin auf Biegen und Brechen an der Initia
tive festhielten und zum vorneherein nicht urn einen Schritt 
entgegenkommen wollten.

Hingegen steht das Notige in den geltenden Vorschriften des 
Bundes. An sich haben schon die Vorschriften von 1970 die 
Einreise Erwerbstâtiger sehr scharf reduziert, auf eine Zalxl, 
die in Anbetracht der ailjahrlichen Ausreisen eine grossere 
Reduktion hatte ergeben müssen als sie effektiv eingetreten 
ist. Aber man hat vor allem unterschatzt, wie sich die Aus- 
nalime von der Einreisebeschrànkung für Personal von Spitalern, 
Scliulen usw. auswirken werde. Die Ausnahme im besondercn hatte 
sur Folge, dass weniger reduziert wurde als man vorhatte. Die 
Lücke ist durch neue Vorschriften geschlossen worden, die ei
nen Rückgang der Erwerbstatigen um rund 10*000 pro Jahr aus-
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losen. G-leichzeitig nimmt der Zuwachs der ITichterwerbstàtigen 
ab. Die Vorschriften garantieren, dass die G-ecaratzahl der aus- 
landischen Wohnbevolkerung noch in diesem Jahrzehnt stabili- 
siert wird.

Zu dieser Stabilisierung kann es nur ein unbedingtes Ja ge- 
ben, auch wenn sie sehr schmerzlich ist. Sie hat aber nie- 
mals die schweren Folgen der Initiative. Es muss aber auch 
ein unbedingtes Ja geben zu einer Auslanderpolitik, die nicht 
bei den zahlenmassigen Beschrankungen stehen bleibt, sondern 
fur eine vernünftige Eingliederung ail jener Auslander sorgt, 
die làngere Zeit in der Schweiz leben. Das sind wir uns 
schuldig, und das hilft, Spannungen abzubauen. ¥as hingegen 
die Initiative will, schafft neue Spannungen und iraraense 
Schwierigkeiten.

Deshalb am 20. Oktober: Initiative Iïein.


